
Im Rahmen des Akteneinsichtsgesuchs hat das Amtsgericht Weilheim dem bevollmaechtigten 
Rechtsanwalt folgende 14 Seiten übersandt, und zwar nur betreff des Verfahrens K 61/O6! Dies ist doch 
keine Gewaehrung von Akteneinsicht! Es fehlen die Grundakten sowie die kompletten Verfahrensakten 
von K 157/O4 – K 159/O4 und K 86/O6! Das gesamte ist Staatsbetrug, der zum Himmel stinkt (siehe 
Seite 15- 19 als Klarstellung von Hans Georg Huber)! Die gesamten „Zwangsversteigerungen” sind 
nichtig! 





























Hans Georg Huber                 27. April 2008
Haus-Nr. 25  
Mühlengelaende vor D-82438 Eschenlohe Nur per e-mail über

korrespondieren!  
   

       -per Fax/per e-mail- 

Vollumfaenglicher Einspruch/ vollumfaengliches Rechtsmittel!
 (Vollstaendige Begründung folgt nach vollumfaenglich ge-

waehrter Akteneinsicht)! 
 Forderung auf sofortige Absetzung des von Ihnen 
Amtsgericht Weilheim anberaumten Entscheidungsverkündungstermins 
Waisenhausstrasse 5  vom O5.O5.2OO8; 15.OO Uhr (in Sachen Az.: K 61/O6

der unzustaendigen Weidener Justizbehörden) 
D-82362 Weilheim Ablehnung wegen Befangenheit des gesamten Amtsgerichts  

D-82362 Weilheim in seiner momentanen Besetzung wegen 
Bestechlichkeit im Amt und Rechtsbeugung!  

 
In Sachen 

Ihre nichtigen „Zwangsversteigerungsverfahren” mit Aktenzeichen K 157/O4 – K 159/O4, K 61/O6 
(unzustaendiges Amtsgericht/Landgericht/unzustaendige Staatsanwaltschaft Weiden) und K 86/O6

Übersendung spaerlicher, diverser Unterlagen des „Zwangsversteigerungsverfahrens” (K 61/O6) an 
Herrn Rechtsanwalt Herzlieb, Berlin, im Rahmen dessen Akteneinsichtsgesuchs

halte ich zunaechst einmal fest, dass ich am O8.O4.2OO8 Herrn Rechtsanwalt Tommy Herzlieb, 
Dietrich-Bonhoeffer-Str. 1O, 1O4O7 Berlin vollumfaenglich Vollmacht zur Akteneinsicht (inklusive in die 
Grundakten) in den Verfahren K 157/O4 – K 159/O4, K 61/O6 und K 86/O6 gab und forderte, dass die 
gesamten Akten sofort an ihn versandt werden. Anstatt dessen hat Herr Herzlieb – und somit ich - nur 
Teilauszüge aus dem Verfahren K 61/O6 erhalten, und zwar den „Beschluss vom O9.O5.2OO6” des 
Amtsgerichts Weilheim, den Antrag auf Anordnung der „Zwangsversteigerung” vom 28.O4.2OO6 des 
Genossenschaftsverbands Bayern e.V. gerichtet an das unzustaendige Amtsgericht 92637 Weiden in 
der Oberpfalz, Ledererstrasse 9 (das mit der Verteilung des Aktenzeichens K 61/O6 das „Verfahren” 
unzulaessig und illegal begann) – ohne Vollstreckungstitel und ohne Zustellungsnachweis - , den 
„Beschluss” des Amtsgerichts Weilheim vom 14.O7.2OO6, beurkundet am 18.O4.2OO8, den 
„Beschluss” des Amtsgerichts Weilheim vom 22.O1.2OO7, den „Beschluss” vom O6.O2.2OO8 des 
Amtsgerichts Weilheim und zwei „Beschluesse” des Amtsgerichts Weilheim vom 18.O4.2OO8.  
Dies ist doch keine Akteneinsicht! Vollkommen unzulaessig, kriminell, steuerbetrügerisch und 
nichtig ist es, dass das Amtsgericht Weilheim – anstatt die Akteneinsicht und rechtliches Gehör 
zu gewaehren – einfach zwei nichtige Beschlüsse am 18.O4.2OO8 erlaesst und einen 
Entscheidungsverkündungstermin auf den O5.O5.2OO8; 15.OO Uhr, festsetzt. Dies ist 
rechtsmissbraeuchlich und nichtig. Beide Beschlüsse vom 18.O4.2OO8 sowie alle übersandten 
Beschlüsse werden als nichtig und rechtswidrig zurückgewiesen. Zuerst ist mir die geforderte 
Akteneinsicht (selbst die übersandten Unterlagen sind noch unvollstaendig, so fehlen z.B. alle 
bisherigen Zustellungen und die angebliche vollstreckbare Ausfertigung vom O2.O7.1998), und 
zwar insgesamt sowie rechtliches Gehör zu gewaehren und dann kann erst entschieden werden, 
und zwar auch nur vom zustaendigen Gericht, und dies ist nicht das Amtsgericht D-82362 
Weilheim. Da Sie in die Grundakten versteigern, sind auch die Grundakten komplett 
herauszugeben!
Zunaechst einmal ist es so, dass die Fl.-Nr. 11OO, 11O1, 11O2, 1415 und 831 der Gemarkung 
Eschenlohe zum Erbhof Haus-Nr. 25 im Mühlengelaende vor D-82438 Eschenlohe (daran haengen die 
Haus-Nr. 1O, 11, 75, 21 und 28; saemtliche Grundakten befinden sich – laut Auskunft von Frau Schliek 
vom Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen bei Ihrem Amtsgericht bei den Versteigerungen K 61/O6, K 86/
O6 und K 157/O4 – K 159/O4) - gehören und selbstaendig gar nicht versteigert werden können.
Über die gefaelschte „Mühlstrasse 4O, Eschenlohe” werden dem Nicht-Eigentümer Christian Georg 



Huber (*3O.O7.1976 in D-Schrobenhausen) die gefaelschten Fl.-Nr. 1O86, 1O88 und 1O88/7 der 
Gemarkung Eschenlohe als Gasthof von 189O, als Gaestehaus von 1957 und als Appartementhaus von 
1975 „versteigert”. Das Amtsgericht Weilheim ist bisher den Nachweis schuldig geblieben, wann 
Christian Georg Huber (*1976) diesen Gasthof von 189O, dieses Gaestehaus von 1957 und dieses 
Appartementhaus von 1975 erhalten haben soll und das Amtsgericht Weilheim hat bis heute nicht den 
Nachweis anhand eines Grundbuchs geführt. Es gibt naemlich auf den Fl.-Nr. 1O86, 1O88 und 1O88/7 
der Gemarkung Eschenlohe keinen Gasthof von 189O, kein Gaestehaus von 1957 und kein 
Appartementhaus von 1975. Dies sind nicht existente Objekte. Nach § 17 I ZVG darf die 
Zwangsversteigerung nur angeordnet werden, wenn der Schuldner als Eigentümer des Grundstücks 
eingetragen oder wenn er Erbe des eingetragenen Eigentümers ist. Beides ist bei Christian Georg Huber 
(*1976) nicht der Fall. Es existiert nicht einmal ein Grundstück Fl.-Nr. 1O86, 1O88 und 1O88/7 mit 
den genannten Objekten (Gasthof 1890, Gaestehaus 1957, Appartementhaus 1975). Mithin sind 
bereits die „Zwangsversteigerungsverfahren” K 157/O4 – K 159/O4 des Amtsgerichts Weilheim 
nach § 17 ZVG gesetzwidrig, verboten und eine strafbare, kriminelle und steuerbetrügerische 
Handlung des Amtsgerichts Weilheim! Auf der richtigen Fl-Nr. 1O86 zu 142O qm befindet sich mein 
Erbhof Haus-Nr. 25 im Mühlengelaende vor Eschenlohe.  An diesem Erbhof Haus-Nr. 25 haengen die 
Fl.-Nr. 11OO, 11O1, 11O2, 1415 und 831 der Gemarkung Eschenlohe. Ich habe mich bisher gegen die 
„Verfahren” K 157/O4 – K 159/O4 (die vollkommen nichtig sind) gewandt und wende mich auch nach wie 
vor dagegen. Deswegen benötige ich zunaechst einmal in diesen Verfahren (den Ausgangsverfahren, 
indem Entscheidungen auch gegen mich angeblich ergangen sind) vollumfaenglich (inklusive in die 
Grundakten; samt den damit zusammenhaengenden Verfahren) Akteneinsicht. Erst nach 
vollumfaenglicher Akteneinsicht kann ich meine Rechte weiter wahrnehmen und erst dann kann auf das 
Verfahren K 61/O6 eingehend eingegangen werden. 
Es wird vollkommen abgelehnt, dass Herr Hurm die vorgreiflichen „Zwangsversteigerungsakten” 
K 157/O4 – K 159/O4 – 7 Baende, die Ende Januar 2OO8 vom Landgericht München II ans OLG 
München gingen - (samt den Grundakten) vollkommen unter Verschluss haelt und nicht 
herausrückt und nur 14 Seiten (die noch dazu voller Faelschungen sind; u.a.: „Aichacher Str. 19; 
D-86529 Schrobenhausen” und „Amtsgericht Weilheim, Vollstreckungsgericht, Ledererstrasse 9, 92637 
Weiden i. d. Oberpfalz) des „Folgeverfahrens” K 61/O6 übersendet und dann noch einen 
„Entscheidungsverkündungstermin” im „Verfahren” K 61/O6 auf den O5.O5.2OO8; 15.OO Uhr, festlegt, 
ohne dass ich bisher weder rechtliches Gehör noch Akteneinsicht erhalten habe. 
Vollkommen undenkbar ist es, dass das Amtsgericht Weilheim nur 14 Seiten der Akte 61/O6 (eröffnet 
vom unzustaendigen Amtsgerichts Weiden; siehe §1 ZVG; §§ 13, 24 ZPO: danach ist ausschliesslich 
das Landgericht Werdenfels bzw. das Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen zustaendig!) übersendet, mit 
einem „Entscheidungsverkündtungstermin” auf den O5.O5.2OO8; 15.OO Uhr, ohne dass ich meine 
Rechte wahrnehmen kann. Herr Hurm – wie das gesamte Amtsgericht Weilheim – in seiner 
momentanen Besetzung (u.a. Direktor Wilfried Wittig, Richterin Dr. Steigelmann, Urkundsbeamtinnen 
Winkler und Ingisch) sind daher nachgewiesenermassen nicht nur unzustaendig, sondern vollkommen 
befangen. Dass dies das Amtsgericht Weilheim abstreitet (siehe diesbezüglichen Beschluss des Herrn 
Hurm vom 18.O4.2OO8) ist rechtsmissbraeuchlich und nichtig. Es wird vollkommen Einspruch gegen 
beide übersandten Beschlüsse vom 18.O4.2OO8 und vom 21.O4.2OO8 sowie gegen alle – an den 
Rechtsanwalt Tommy Herzlieb im Rahmen dessen Akteneinsichtsgesuchs - übersandten Beschlüsse 
erhoben. 

Was das Aktenzeichen K 61/O6 betrifft, fehlen dann noch u.a. folgende wesentliche Unterlagen: 
- die gesamten Akten (inklusive Grundakten der Haus-Nr. 1O, 11, 21, 25, 28 und 75 der Steuergemeinde 
Eschenlohe) der Verfahren K 157/O4 – K 159/O4, K 61/O6 und K 86/O6  
– das „Versteigerungsverfahren”, offensichtlich von den unzustaendigen Weidener Justizbehörden 

begonnen
– das angebliche Verfahren beim Bundesgerichtshof (der die Akten letztes Jahr über ein halbes Jahr 

bei sich hatte); auch dazu konnte ich bis heute weder Akteneinsicht noch rechtliches Gehör nehmen! 
– das Sachverstaendigengutachten, zu dem ich mich bis heute nicht aeussern konnte 
– der Flaechennutzungsplan von 1956 und von ca. 199O der Steuergemeinde Eschenlohe 
– die einzelnen Zustellungen/Zustellnachweise an mich 
– das Sitzungsprotokoll über den angeblichen „Zwangsversteigerungstermin” vom 11.O2.2OO8  
– das Grundbuch, in das versteigert wird, inklusive eines Nachweises über die Berechtigung dieses 

Grundbuches nach den Grundakten
– Vollstreckungstitel (die angebliche vollstreckbare Ausfertigung vom O2.O7.1998)
– Veröffentlichungen im Amtsblatt



– alle Zustellungen 
– die erwaehnte „Nichtabhilfeentscheidung” vom O5.O2.2OO8
– eventuell weitere Entscheidungen, u.a. insbesondere des „Vollstreckungsgerichts” (?unzustaendige

Gerichte: Amtsgericht und Landgericht Weiden?)

 
Ausserdem ist es so, dass Sie das Versteigerungsverfahren K 61/O6 gegen mich über die Aichacher Str. 
19, D-86529 Schrobenhausen begannen. Dort hatte ich bis heute weder Wohnsitz noch gewöhnlichen 
Aufenthalt. Nach rechtskraeftigem Freispruch vom O2.O5.2OO2 (Az.: 1 Ks 31 Js 24914/O1 des 
Landgerichts München II) geht bis heute meine Wiedereinsetzung in den Rechts- und Besitzstand von 
vor dem 14./15.O8.2OO1 ab. Nach meinem Geburtsdatum und meiner Geburtsurkunde ist mein Rechts- 
und Besitzstand von vor dem 14./15.O8.2OO1 das Haus-Nr. 25 (Alte Mühle vor Eschenlohe), meine 
eigene Gemeinde. 
Laut des mir vorliegenden „Grundbuchauszuges” gibt es ausserdem keine „Aichacher Str. 19; D-86529 
Schrobenhausen”; da die Fl.-Nr., die als „Aichacher Str. 19; D-86529 Schrobenhausen” bezeichnet ist, 
keinerlei Wohnhaus aufweist, sondern folgenden Inhalt aufweist: „Aichacher Str. 19, Gebaeude- und 
Freiflaeche”. Das heisst, es existiert nach dem Grundbuch keinerlei Gebaeude mit „Aichacher Str. 19; 
D-86529 Schrobenhausen”. Die „Aichacher Str. 19, D-86529 Schrobenhausen” ist eine 
Falschbezeichnung für den Erbhof Haus-Nr. 284, 284 a im Mühlengelaende vor Schrobenhausen. 
Dieser Erbhof ist nicht mein Eigentum. Nach dem richtigen Grundbuch betreff des Erbhofs Haus-Nr. 284, 
248 a im Mühlengelaende vor D-86529 Schrobenhausen gibt es keine „Aichacher Str. 19; D-86529 
Schrobenhausen”.
Ich habe meinen 1. Wohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt im Haus-Nr. 25 im Mühlengelaende vor 
Eschenlohe. Dies wird bis heute rechtsmissbraeuchlich unterschlagen. Nach dem Ihnen vorliegenden 
Bericht von 1937 ist das Haus-Nr. 25, als einziger Rechtsnachfolger nach Johann Huber sen. (*1875; 
+1951; vollstaendiger Name: Hans Georg Huber), meine eigene Gemeinde. Dort habe ich meine 
Landwirtschaft und nirgendwo anders! 
Auf meine bisherigen Gründe/Ausführungen und Nachweise gegen die nichtigen „Zwangs-
versteigerungsverfahren” K 157/04 – K 159/04, K 61/06, K 86/06 sind Sie überhaupt nicht eingegangen. 
Sie haben mit keinem einzigen Satz meine Ausführungen widerlegt. Sie haben meine 
Begründungen/Ausführungen und Nachweise unterschlagen! Dies wird nicht akzeptiert! Widerlegen Sie 
erst einmal meine bisherigen Gründe/Ausführungen und Nachweise und führen Sie einen Gegenbeweis, 
was Sie offensichtlich nicht können! 

Ich bestreite ausserdem Schulden bei der Raiffeisenbank Aresing-Hörzhausen-Schiltberg eG zu haben. 
Aus den von Ihnen übersandten Unterlagen geht kein Nachweis über die Existenz von rund EURO 
36.OOO.- Schulden hervor. Es geht kein Nachweis hervor, wann und wohin die EURO 36.OOO.- 
ausbezahlt worden sind. Ausserdem geht ein zugrundeliegender wirksamer Darlehensvertrag ab. Auch 
fehlt die Vollstreckungsklausel, da ich am O2.O7.1998 keine Vollstreckungsklausel weder unterschrieb, 
noch ausfertigte, noch in Auftrag gab. Infolgedessen kann auch am 21.O1.O6 keine 
Vollstreckungsklausel vom O2.O7.1998 zugestellt werden. Auch ist eine nachtraegliche Zustellung am 
21.O1.2OO6 verboten. Eine gültige Vollstreckungsklausel (die hier nicht vorliegt) haette, wenn sie am 
O2.O7.1998 erstellt worden waere (was hier nicht der Fall ist) zugestellt werden müssen, und zwar an 
mich Haus-Nr. 25, Mühle vor Eschenlohe. Es liegt weder eine Vollstreckungsklausel vom O2.O7.1998 
noch eine Zustellung an mich vor. Auch ist es so, dass keinerlei Rechtsgrund für die Ausfertigung einer 
Vollstreckungsklausel zum O2.O7.1998 besteht, da keine Verbindlichkeit zum O2.O7.1998 gegenüber 
der Raiffeisenbank Aresing-Hörzhausen-Schiltberg eG besteht.  Das heisst, die Raiffeisenbank Aresing-
Hörzhausen-Schiltberg eG wollte gleich ab O2.O7.1998 illegal „versteigern”. Dazu besteht aber keine 
Möglichkeit, da zum O2.O7.1998 die Raiffeisenbank Aresing-Hörzhausen-Schiltberg eG keine Forderung 
gegen mich hat, kein Zahlungsverzug und keine Schuld gegenüber der Raiffeisenbank Aresing-
Hörzhausen-Schiltberg eG vorliegt. Das gesamte „Verfahren” K 61/O6 ist schon deswegen 
rechtsmissbraeuchlich und Betrug. Mithin liegen die Voraussetzungen für eine Zwangsversteigerung 
nicht vor. Ihr „Zwangsversteigerungsverfahren” K 61/O6 ist daher vollkommen nichtig. 
Auch ist es so, dass es in Ihrem nichtigen Beschluss vom O6.O2.2OO8 heisst, dass Hans Georg Huber: 
*12.O7.1942 bezüglich der Fl.-Nr. 831, 11OO, 11O1, 11O2 und 1415 der Gemarkung Eschenlohe in das 
Grundbuch des Amtsgerichts Garmisch-Partenkirchen Gemarkung Eschenlohe Blatt 1681 eingetragen 
sei. Der Eintrag ins Grundbuch erfolgt also über das Geburtsdatum und somit über die Geburtsurkunde. 
Laut meiner Ihnen vorliegenden Geburtsurkunde existiert nur das Haus-Nr. 25 der Steuergemeinde 
Eschenlohe. Das heisst, ich darf nur in ein Grundbuch eingetragen werden, das über das Haus-Nr. 25 



der Steuergemeinde Eschenlohe existiert. Das Grundbuch Gemarkung Eschenlohe Blatt 1681 hat weder 
mit dem Haus-Nr. 25 noch mit der Steuergemeinde Eschenlohe etwas zu tun. Bei diesem Grundbuch 
handelt es sich um Grundbuch-, Kataster-, Urkunden- und Personenstandsfaelschung. Mithin liegt auch 
keine rechtswirksame Grundschuldbestellung vor. Da Sie aufgrund dieses nichtigen Grundbuches mit 
einer nichtigen Grundschuld – ich fordere hiermit die vollumfaengliche Löschung von beiden - 
„versteigern”, ist Ihre „Versteigerung” selbst eine reine  Grundbuch-, Kataster-, Urkunden- und 
Personenstandsfaelschung.
Ich weise daher die Anschuldigung der Verfahrensverschleppung vollkommen zurück. Sie sind nicht 
berechtigt, auch nur eine Sekunde das nichtige Verfahren K 61/O6 (das von den unzustaendigen 
Weidener Justizbehörden angelegt wurde) gegen mich zu führen und sind schon deswegen befangen. 
Vielmehr ziehen Sie ein nichtiges Verfahren – mit weiteren Manipulationen und nichtigen 
Entscheidungen - in die Laenge,  geben die Unterlagen nicht heraus, damit ich meine Rechte nicht 
wahrnehmen kann. Einen Entscheidungsverkündungstermin, können Sie am O5.O5.2OO8 nicht 
durchführen, da bereits die Terminbestimmung nichtig ist. Da Sie aufgrund von Faelschungen (s.o.) 
„versteigern”, würde auch eine etwaige „Zuschlagserteilung” (die ich vollkommen ablehne) keine 
Eigentumsaenderung herbeiführen. Ich bleibe nach den Grundakten, die Sie herauszurücken haben, 
Eigentümer. Ein „Erfolg” kann daher aufgrund Ihrer nichtigen „Verfahren” ohnehin nicht eintreten. 
Ausserdem ist es so, dass Herr Hurm sich eindeutig festgelegt hat, dass er am O5.O5.2OO8 den 
nichtigen „Zuschlag” erteilt. Deswegen ist Herr Hurm befangen, da er bereits jetzt die Entscheidung 
gefaellt hat, ohne dass ich gehört wurde und ohne dass die Akten herausgegeben wurden.  
Die Behauptung, dass Herr Hurm nicht befangen sei, ist daher vollkommen widerlegt. Der Beschluss des 
Herrn Hurm vom 18.O4.2OO8 – mit dem er sich selbst als nicht befangen erklaert - ist daher 
vollkommen nichtig und rechtsmissbraeuchlich und wird von mir als nichtig zurückgewiesen! Bereits Ihr 
erneuter angesetzter Entscheidungsverkündungstermin vom O5.O5.2OO8 ist u.a. illegale 
Prozessverschleppung und Grundbuch-, Kataster-, Urkunden- und Personenstandsfaelschung.
Ich lehne Herrn Rechtspfleger Hurm hiermit nach wie vor vollkommen als befangen ab und verlange 
nochmals dessen unverzüglichen Rücktritt als Rechtspfleger. Auch lehne ich das gesamte Amtsgericht 
Weilheim (inklusive dessen Direktor Wittig und die Richterin Dr. Steigelmann) – in seiner momentanen 
Besetzung - nochmals als vollkommen befangen ab, und zwar nun zusaetzlich wegen den Kategorien 
Bestechlichkeit im Amt und Rechtsbeugung und verweise auf meine heutigen Ausführungen. 

Kurz zusammengefasst: 
Die gesamten Akten K 157/O4 – K 159/O4, K 61/O6 und K 86/O6 (inklusive der Grundakten) sind zuerst 
an den von mir bevollmaechtigten Rechtsanwalt herauszugeben. Da Sie in die Grundakten versteigern, 
sind auch die Grundakten herauszugeben.
Dann ist mir Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben und dann kann erst – vom zustaendigen Gericht - 
entschieden werden. Da das „Zwangsversteigerungsverfahren” K 61/O6 offensichtlich von den 
unzustaendigen Weidener Justizbehörden angeordnet wurde (die Aktenzeichen werden von der 
Geschaeftsstelle vergeben; das Aktenzeichen K 61/O6 stammt weder von Ihrer Urkundsbeamtin Frau 
Ingisch noch von Ihrer Urkundsbeamtin Frau Winkler, deren Befangenheit ich ebenfalls geltend mache) 
haette das Amtsgericht Weilheim keine einzige Entscheidung erlassen dürfen, geschweige denn einen 
„Versteigerungstermin” ansetzen dürfen. Ausserdem fehlt die Ziffer vom Spruchkörper K 61/O6 der 
Weidener Justizbehörden. Es geht doch nicht, dass die unzustaendigen Weidener Justizbehörden ein 
Versteigerungsverfahren einleiten und Kosten produzieren. Dies ist rechtsmissbraeuchlich und nichtig 
und bedarf der genauen Durchleuchtung anhand der vollstaendigen Akten! 
Es ist auch nicht nachvollziehbar, wie die für die Steuergemeinde Eschenlohe und das Haus-Nr. 25 der 
Steuergemeinde Eschenlohe unzustaendigen Weidener Justizbehörden dazu kommen, eine 
„Zwangsversteigerung” durch Vergabe des Aktenzeichens anzuordnen und dies vom unzustaendigen, 
befangenen Amtsgericht Weilheim durchführen lassen. 
Bereits jetzt lege ich (zur Wahrung meiner Rechte) gegen alle sowie gegen - die mir jetzt vorliegenden – 
Beschlüsse/gegnerischen Antraege in Sachen Az.: K 61/O6 (auch dagegen lege ich Rechtsmittel ein, da 
K 61/O6 illegal von den Weidener Justizbehörden gestartet wurde!), und zwar u.a. vom O9.O5.2OO6, 
vom 14.O7.2OO6, vom 22.O1.2OO7, vom O6.O2.2OO8 und gegen Ihre beiden Beschluesse vom 
18.O4.2OO8 vollumfaenglich Rechtsmittel ein und mache deren Nichtigkeit geltend. Sollten noch weitere 
Beschlüsse existieren, sind mir auch diese vorzulegen, damit ich meine Rechte wahrnehmen kann. Erst 
nach Erhalt der gesamten Akten, kann ich meine Rechte vollumfaenglich geltend machen bzw. 
wahrnehmen und Begründungen/Nachweise abgeben und eingehende Antraege mit 
Begründungen/Nachweisen stellen und dann kann erst – vom zustaendigen Gericht (was Sie nicht sind; 
ausserdem sind Sie befangen) entschieden werden. Vorher darf keine Entscheidung weder ergehen 



noch stattfinden. Weder Sie noch das Landgericht München II wie auch das OLG München sind auch 
nicht berechtigt, sich selbst als nicht befangen zu erklaeren. Der am 11.O2.2OO8 stattgefundene 
Versteigerungstermin ist öffentlich für nichtig zu erklaeren. In diesem Termin haette bereits nach der 
Gebotsabgabe von mehr als 4O.OOO.- EURO- die Versteigerung beendet werden müssen; anstatt 
dessen wurde gegen die Fl.-Nr. 11O1, 11O2, 1415 und 831 „weiterversteigert”, obwohl nicht einmal mehr 
fiktive, konstruierte „Schulden” vorhanden waren! Dies ist Staatsbetrug! Sie haben kein Recht, mir meine 
Landwirtschaft zu stehlen. Der auf den O5.O5.2OO8; 15.OO Uhr, angesetzte Versteigerungstermin ist 
vollkommen nichtig und sofort abzusetzen, was ich fordere! Wie gesagt: Eingehende 
Ausführungen/Nachweise/Begründungen folgen nach vollumfaenglich gewaehrter Akteneinsicht, die Sie 
nun umgehend zu erfüllen haben! 
 

Mit vorzüglicher Hochachtung

(gez. Hans Georg Huber) 

Mit dem Betreten meines Eigentums war ich nie und bin ich nicht
einverstanden! Sie sind aber verpflichtet ein korrektes Sachverstaendigen-
gutachten vorzulegen und zu übersenden! Bei Fehlen eines
Gutachtens ist schon deswegen jedes Versteigerungsverfahren nichtig! 

 


